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Gericht sowohl die zugunsten als auch zuungunsten des Tä­
ters vorliegenden Umstände allseitig zu würdigen.

(3) Legt das verletzte Gesetz fest, daß bestimmte Umstände
die strafrechtliche Verantwortlichkeit begründen, mindern 
oder erhöhen, darf das Vorliegen eines solchen Umstandes 
nicht noch strafmildernd oder straferschwerend berücksichtigt 
werden. i

(4) Geht das Gesetz davon aus, daß bestimmte Umstände 
die strafrechtliche Verantwortlichkeit mindern, so ist dies bei 
der Strafzumessung innerhalb des Strafrahmens des verletz­
ten Gesetzes zu berücksichtigen.

§62

Außergewöhnliche Strafmilderung

(1) In den gesetzlich bestimmten Fällen der außergewöhn­
lichen Strafmilderung kann eine Strafe bis auf das gesetz­
liche Mindestmaß der angedrohten Strafart gemildert oder 
eine leichtere als die gesetzlich vorgesehene Strafart ange­
wandt werden, wenn die Tat weniger schwerwiegend ist.

(2) Die Strafe kann ebenso herabgesetzt werden, wenn die 
Voraussetzungen, gemäß § 25 von Maßnahmen der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit abzusehen, nicht in, vollem Umfange 
vorliegen, aber bereits eine mildere Strafe den Strafzweck 
erfüllt.

(3) Sieht das verletzte Gesetz wegen erschwerender Um­
stände eine Strafverschärfung vor, ist sie nicht anzuwenden, 
wenn sich unter Berücksichtigung der gesamten Umstände 
die Schwere der Tat nicht erhöht hat.

Bestrafung bei mehrfacher Gesetzesverletzung

§63

(1) Bei mehrfacher Gesetzesverletzung sind alle Strafrechts­
normen anzuwenden, die den Charakter und die Schwere des 
gesamten strafbaren Handelns kennzeichnen.

(2) Eine mehrfache Gesetzesverletzung liegt vor, wenn der 
Täter durch eine Tat zugleich mehrere Strafrechtsnormen 
(Tateinheit) oder durch mehrere Taten verschiedene Straf­
rechtsnormen oder dieselbe Strafrechtsnorm mehrfach ver­
letzt (Tatmehrheit).

§64

(1) Bei Bestrafung wegen mehrfacher Gesetzesverletzung 
hat das Gericht eine Hauptstrafe auszusprechen, die dem Cha­
rakter und der Schwere des gesamten strafbaren Handelns 
angemessen und in einem der verletzten Gesetze angedroht 
ist.

(2) Das Mindestmaß einer Freiheitsstrafe wird durch die 
höchste Untergrenze und ihr Höchstmaß durch die höchste 
Obergrenze der in den angewandten Gesetzen angedrohten 
Freiheitsstrafen bestimmt.

(3) Erfordern bei einer Verurteilung wegen mehrerer 
Straftaten (Tatmehrheit) der Charakter und die Schwere des 
gesamten strafbaren Handelns eine schwerere Freiheitsstrafe, 
als es die höchste Obergrenze zuläßt, kann das Gericht diese 
überschreiten, jedoch nicht um mehr als die Hälfte. Das ge­
setzliche Höchstmaß darf nicht überschritten werden.

(4) Bei Verurteilung zu Freiheitsstrafen wegen einer Hand­
lung, die vor einer früheren Verurteilung begangen wurde, 
ist nach den Absätzen 1 bis 3 eine neue Strafe festzusetzen, 
sofern eine bereits verhängte Freiheitsstrafe noch nicht voll­
zogen, verjährt oder erlassen ist.

4. K a p i t e l
Besonderheiten der strafrechtlichen 

Verantwortlichkeit Jugendlicher

§65

Strafrechtliche Verantwortlichkeit Jugendlicher

(1) Jugendliche sind unter Beachtung der besonderen Be­
stimmungen dieses Gesetzes strafrechtlich verantwortlich.

(2) Jugendlicher im Sinne der Strafgesetze ist, wer über 
vierzehn, aber noch nicht achtzehn Jahre alt ist.

(3) Bei der Feststellung und Verwirklichung der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit eines Jugendlichen sind seine ent­
wicklungsbedingten Besonderheiten zu berücksichtigen und 
Maßnahmen einzuleiten, um die Erziehungsverhältnisse des 
Jugendlichen positiv zu gestalten und seine Persönlichkeits­
entwicklung und sein Hineinwachsen in die gesellschaftliche 
Verantwortung wirksam zu unterstützen.

§66

Schuldfähigkeit

Die persönliche Voraussetzung für die strafrechtliche Ver­
antwortlichkeit eines Jugendlichen (Schuldfähigkeit) ist in 
jedem Verfahren ausdrücklich festzustellen. Sie liegt vor, 
wenn der Jugendliche auf Grund des Entwicklungsstandes 
seiner Persönlichkeit fähig war, sich bei seiner Entscheidung 
zur Tat von den hierfür geltenden Regeln des gesellschaft­
lichen Zusammenlebens leiten zu lassen.

Absehen von der Strafverfolgung bei Vergehen

§67 v

(1) Der Staatsanwalt oder die Untersuehungsorgane sehen 
von der Strafverfolgung ab, wenn das Vergehen nicht erheb­
lich gesellschaftswidrig ist und zur Überwindung der sozialen 
Fehlentwicklung des Jugendlichen von den Organen der Ju­
gendhilfe notwendige und ausreichende Erziehungsmaßnah­
men eingeleitet worden sind oder nach Beratung eingeleitet 
werden.

(2) Der Staatsanwalt und die Untersuchungsorgane können 
von der Strafverfolgung absehen, wenn unter den Voraus­
setzungen des Absatzes 1 durch andere staatliche oder gesell­
schaftliche Erziehungsträger, insbesondere Betriebe oder 
Schulen, bereits ausreichende Erziehungsmaßnahmen einge­
leitet worden sind.

§68

Unter den Voraussetzungen des § 67 kann das Gericht von 
der Durchführung eines Verfahrens absehen,' wenn bereits 
ausreichende Erziehungsmaßnahmen eingeleitet worden sind.

§69

Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
Jugendlicher

(1) Als Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
werden bei Jugendlichen angewandt:
— Beratung und Entscheidung durch ein gesellschaftliches 

Organ der Rechtspflege;
— Auferlegung besonderer Pflichten durch das Gericht;

— Strafen ohne Freiheitsentzug;
— Jugendhaft;
— Freiheitsstrafe.


